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Antrag 

der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hart-
mann, Ulrich Leiner, Thomas Gehring, Ulrike Gote, 
Verena Osgyan, Katharina Schulze, Kerstin Celina, 
Dr. Sepp Dürr, Markus Ganserer, Christine Kamm, 
Dr. Christian Magerl, Jürgen Mistol, Thomas Müt-
ze, Gisela Sengl, Claudia Stamm, Rosi Steinber-
ger, Martin Stümpfig und Fraktion (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Altenpflege in Bayern zukunftssicher machen IV 
Pflegebedürftige und pflegende Menschen durch 
Entbürokratisierung und Deregulierung der Pflege 
entlasten 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, dem Landtag 
ein Konzept für eine umfassende Entbürokratisierung 
und Deregulierung der Pflege vorzulegen. Alle ein-
schlägigen gesetzlichen und ordnungsrechtlichen Vor-
gaben müssen auf ihre Notwendigkeit hin überprüft 
werden. Die Prüfungen durch den Medizinischen 
Dienst der Krankenkassen und die kommunale Heim-
aufsicht der Fachstellen für Pflege- und Behinderten-
einrichtungen – Qualitätsentwicklung und Aufsicht 
(FQA) sind besser aufeinander abzustimmen und un-
nötige Mehrfachprüfungen zu vermeiden. Die Prüfleit-
fäden der Aufsichtsbehörden und die Dokumentati-
onsvorgaben für die Pflegeeinrichtungen sind konse-
quent an der Ergebnisqualität der Pflege auszurich-
ten.  

 

 

Begründung: 

Stationäre und ambulante Pflegeeinrichtungen wer-
den durch immer umfangreichere rechtliche Vorgaben 
mit einem zusätzlichen Verwaltungsaufwand belastet, 
der die individuelle Pflege und Betreuung zunehmend 
erschwert. Die sich teilweise überschneidenden, ex-
ternen Kontrollen durch den Medizinischen Dienst der 
Krankenkassen und die kommunale Heimaufsicht der 
FQA, erhöhen den Dokumentations- und Verwal-
tungsaufwand der stationären Pflegeeinrichtungen. 
Aufgrund der gestiegenen Anforderungen an die Pfle-
gedokumentation hat die Zeit für indirekte Pflegetätig-
keiten in den letzten Jahren deutlich zugenommen. 
Dem Pflegepersonal bleibt für die direkte patienten- 
und bewohnerbezogene Pflege und Betreuung immer 
weniger Zeit. Derzeit verbringt eine Pflegekraft durch-
schnittlich nur ca. 60 Prozent ihrer Arbeitszeit im di-
rekten Bewohner- und Patientenkontakt. Die restliche 
Zeit wird für Dokumentations- und Administrationsauf-
gaben verwendet. Dieser hohe zeitliche Aufwand wird 
bisher von den Kostenträgern nicht angemessen be-
rücksichtigt. Dies führt zu einer erheblichen zusätzli-
chen Arbeitsbelastung des Pflegepersonals. 

Alle einschlägigen gesetzlichen und ordnungsrechtli-
chen Vorgaben sind deshalb auf ihre Sinnhaftigkeit 
und Notwendigkeit zu überprüfen. Spielräume für eine 
dringend notwendige Entbürokratisierung der Pflege 
sind zu identifizieren und auszuschöpfen. Unnötige 
Mehrfachprüfungen durch Pflege- und Krankenkassen 
sowie die kommunale Heimaufsicht müssen vermie-
den werden. Die Prüfleitfäden der Aufsichtsbehörden 
sind besser aufeinander abzustimmen. Die bestehen-
den Prüfsysteme sind konsequenter auf die Prüfung 
der Ergebnisqualität der Pflege auszurichten. Die Be-
seitigung überflüssiger bürokratischer Vorgaben ent-
lastet die pflegebedürftigen und die pflegenden Men-
schen und schafft Ressourcen für die direkte Zuwen-
dung in der Pflege. Das derzeit praktizierte Prüfungs-
system ist zudem mit hohen finanziellen Aufwendun-
gen verbunden. Allein für die Prüfungen des Medizini-
schen Dienstes der Krankenkassen gibt die Pflegever-
sicherung jährlich ca. 100 Mio. Euro aus. Die Staats-
regierung ist deshalb aufgefordert, dem Landtag ein 
umfassendes Konzept für eine Entbürokratisierung 
und Deregulierung der Pflege vorzulegen. 


